Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2205 


Sachgebiet 6 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. finanz- und währungspolitische Absichten der 
Regierung 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welches waren die wirklichen Gründe für den Rücktritt des 
bisherigen Bundesministers der Finanzen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, den vom früheren Bundes- 
finanzminister aus Anlaß seines Rücktritts an den Bundes- 
kanzler geschriebenen Brief sowie die dem Rücktrittsschrei- 
ben beigefügte „Dokumentation über die haushaltswirt- 
schaftliche Lage für das Jahr 1972 und für die Fortschreibung 
des mittelfristigen Finanzplanes bis 1975" dem Deutschen 
Bundestag bekanntzugeben? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesbank- 
präsidenten, daß die Rückkehr zur alten Parität eine Ver- 
pflichtung der internationalen Vertragstreue sei, und wird 
sie diese Verpflichtung vorbehaltlos erfüllen? 

4. Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß die 
inflationäre Entwicklung in der Bundesrepublik, wie es der 
Bundesbankpräsident am 11. Mai in Frankfurt ausgedrückt 
hat, „ganz überwiegend Eigenprodukt, made in Germany" 
ist, der Auffassung, daß das von ihr beschlossene Stabili- 
sierungsprogramm ausreichend ist, um die Entwicklung in 
den Griff zu bekommen? 

5. Bei welchen Einzelplänen und Haushaltsansätzen und in wel- 
cher Höhe jeweils sollen die beschlossenen 

a) Ausgabesperren, 

b) Sperren der Verpflichtungsermächtigungen im Bundes- 
haushalt 1971 verwirklicht werden? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag 
noch vor der parlamentarischen Sommerpause 

a) die aus ihrer Sicht zugrunde zu legenden volks- und 
haushaltswirtschaftlichen Grundannahmen und Grund- 
daten für die Gestaltung der öffentlichen Haushalte 1972 
und der mittelfristigen Finanzpläne für die Jahre bis 1975 
(jeweils insgesamt und aufgeteilt nach Bund, Ländern 
und Gemeinden) und 

b) die aus ihrer Sicht vorzusehenden Lösungsmöglichkeiten 
zur Schließung der hohen Finanzierungslücken 

mitzuteilen? 
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7. Ist die Bundesregierung bereit, die Ziele, Grundsätze und 
Eckdaten ihrer Vorstellungen zur Steuerreform dem Deut- 
schen Bundestag noch vor der parlamentarischen Sommer- 
pause mitzuteilen? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung noch vor dem für 1974 vor- 
gesehenen Inkrafttreten der Steuerreform steuerliche Maß- 
nahmen, namentlich Steuererhöhungen (ab wann, in welchem 
Umfang und bei welchen Steuern)? 

9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Steuer- 
erhöhungen von ihr erst in Betracht gezogen werden kön- 
nen, wenn klare Prioritätsentscheidungen über die Rangord- 
nung der Aufgaben vorliegen und damit eine dauerhafte 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen gewährleistet 
wird? 


Bonn, den 19. Mai 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Zu 1. und 2. Am 13. Mai 1971 ist der bisherige Bundesminister 
der Finanzen von seinem Amt zurückgetreten. Der ursprünglich 
für den Rücktritt genannte Grund, daß Bundesminister Möller 
sich gesundheitlich den schweren Aufgaben der Aufstellung des 
Haushalts 1972 und der Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung nicht mehr gewachsen fühle, ist offenbar un- 
richtig, denn Bundesminister a. D. Möller hatte selbst erklärt, 
daß er sich in bester gesundheitlicher Verfassung befinde, daß 
also gesundheitliche Gründe nicht für seinen Rücktritt maßgeb- 
lich seien. Es waren offenbar unüberbrückbare Gegensätze 
innerhalb der Regierung hinsichtlich der Beurteilung der finanz- 
politischen Situation und der vorgeschlagenen Lösungsmöglich- 
keiten, die zu diesem Rücktritt geführt haben. 

Zu 3. bis 5. Die am 9. Mai 1971 von der Bundesregierung be- 
schlossenen Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
und zur Wiederherstellung der Preisstabilität geraten zuneh- 
mend in ein Zwielicht. Im Zusammenhang mit der Wechselkurs- 
freigabe wird gesprochen 

— von zahlungsbilanzpolitischen Gesichtspunkten bzw . der 
Notwendigkeit, den nach der Äußerung des Bundeskanzlers 
kranken Dollar zu entlasten, 

— von der Verwendung währungspolitischer Mittel zum 
Zwecke der Konjunkturdämpfung und 

— von kreditpolitischen Überlegungen. 

Dadurch erscheint es immer ungewisser, ob mit der Freigabe 
der Wechselkurse ein wirksames Gegengewicht gegen die spe- 
kulativ bedingten Devisenzuflüsse geschaffen worden ist. 

Zu 6 . Prof. Dr. Schiller hat als Bundeswirtschaftsminister am 
27. April 1971 als vordringliche konjunkturpolitische Maßnahme 
zur Bekämpfung der hausgemachten Inflation neben einer spar- 
samen Haushaltsführung die Konsolidierung der mittelfristigen 
Finanzplanung gefordert. Diese Maßnahme hat jedoch nur dann 
den erwünschten Stabilisierungseffekt in der gegenwärtigen 
Konjunkturlage, wenn die erforderliche Klarheit alsbald herbei- 
geführt wird und die Entscheidung nicht bis zum September 
vertagt bleibt. 

Zu 7. bis 9. Eine konjunkturpolitisch ebenso problematische Un- 
sicherheit ergibt sich aus der Ungewißheit über die steuerpoli- 
tischen Absichten der Regierung, namentlich über Ziele und 
Grundsätze der vorgesehenen Steuerreform. 

Die Öffentlichkeit hat Anspruch auf alsbaldige Beseitigung 
der sich aus der gegenwärtigen Finanz- und Währungspolitik 
der Bundesregierung ergebenden Unsicherheiten und Unklar- 
heiten. Das ist vor allem aus konjunkturpolitischen Gründen 
dringend erforderlich. 

Deshalb hat die Fraktion der CDU/CSU die vorstehende Große 
Anfrage eingebracht. Eine Erörterung der anstehenden finanz- 
politischen und währungspolitischen Fragen im Bundestag wird 
damit noch vor der Sommerpause herbeigeführt. 
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